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BPlan Nr. 81A18 - Teil 1 (Moosaik) als vorhabenbez. Bebauungsplan, erneute Beteili-
gung Behörden/sonstige TÖB 

  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

für den ersten Entwurf des Bebauungsplans erhalten Sie nachfolgend ergänzende 
Vorschläge für Festsetzungen und Hinweise zu wasserwirtschaftlichen Belangen. 

 

Starkregen / Wild abfließendes Wasser: 

Gemäß den uns vorliegenden Informationen sind Betroffenheiten im Planungsgebiet 
für den Starkregenfall nicht auszuschließen. 

Gebäude, insbesondere Lichtschächte und Tiefgaragenzufahrten sind konstruktiv so 
zu gestalten, dass infolge von Starkregen (bzw. hohen Grundwasserständen) ober-
flächlich abfließendes Wasser nicht eindringen kann. Hierzu dient u.a. eine ausrei-
chende Höhe der Rohfußbodenoberkante, welche über dem umliegenden Gelände 
liegen sollte. 

Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen. 

Gemäß §37 WHG darf der Ablauf wild abfließenden Wassers nicht zum Nachteil hö-
her oder tiefer liegender Grundstücke behindert, verstärkt oder auf andere Weise ver-
ändert werden. 

Gotthardt - de Caluwé , Nicola
Textfeld
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Grundwasser: 

Das Planungsgebiet ist durch hohe Grundwasserstände gekennzeichnet.  

An der Grundwassermessstelle „STA504“ wurde am 30.06.2022 ein Grundwasserstand von 
2,08 m unter Gelände und eine Bohransatzhöhe von 586,53 m NHN dokumentiert.  

An der Grundwassermessstelle „STA505“ wurde am 30.06.2022 ein Grundwasserstand von 
1,66 m unter Gelände und eine Bohransatzhöhe von 586,07 m NHN dokumentiert. 

An der Grundwassermessstelle „STA570“ wurde am 02.11.2022 ein Grundwasserstand von 
2,40 m unter Gelände und eine Bohransatzhöhe von 586,32 m NHN dokumentiert. Auf Basis 
eines Pumpversuchs am 14.11.2022 wurde hier ein kf-Wert des Aquifers von 3,5*10-4 m/s 
(Mittelwert) ermittelt.  

Nach dem Bericht des Grundbaulabors München vom 29.08.2022 wurde für das Plangebiet 
einen Bemessungswassersstand von 586,0 m ü. NHN empfohlen – also in etwa auf Gelän-
dehöhe. 

Vorschlag für Festsetzungen: 

„Die Einleitung von Grund-, Drän- und Quellwasser in die öffentliche Kanalisation ist 
nicht zulässig.“ (Hinweis: ggf. von der Gemeinde an die Formulierung in der gemeind-
lichen Entwässerungssatzung anzupassen)  

 „Zum Schutz vor hohen Grundwasserständen müssen Keller oder sonstige unterhalb 
des anstehenden Geländes liegende Räume bis mindestens zum Bemessungswas-
serstand von 586,0 m ü. NHN zuzüglich einem geeigneten Sicherheitszuschlag was-
serdicht (z.B. weiße Wanne) und auftriebssicher hergestellt werden. Grundstücksent-
wässerungsanlagen sind wasserdicht und auftriebssicher zu errichten.“ 

Vorschlag für Hinweise zum Plan: 

 „Um negative Einflüsse auf das Grundwasser ausschließen zu können, hat der Bau-
herr einen fachlich qualifizierten Nachweis über die quantitativen und qualitativen Ein-
flüsse auf das Grundwasser während der Bauphase und im Endzustand zu erbringen 
(z. B. hydrogeologisches Gutachten). Für entsprechende Maßnahmen sind wasser-
rechtliche Genehmigungen bei der Kreisverwaltungsbehörde einzuholen.“  

 

Altlasten und Bodenschutz: 

Altlasten und schädliche Bodenveränderungen 

Im Bereich des geplanten Bebauungsplanes bzw. im Planungsgebiet zum Bauvorhaben sind 
zum aktuellen Zeitpunkt mit Blick u.a. auf Abbildung 1 im Unterpunkt 2 des Umweltberichts 
(Umgriff des Geltungsbereichs) folgende Grundstücksflächen im Altlastenkataster gem. Art. 
3 Bayerisches Bodenschutzgesetz (BayBodSchG) aufgeführt (vgl. auch Bebauungsplanbe-
gründung, Unterpunkt 2.8), für die ein Verdacht auf Altlasten oder schädliche Bodenverände-
rungen besteht oder bestand (u.a. durch die gewerbliche Vornutzung des Geländes seit den 
1950ger Jahren): 
 

Katasternummer Name des Katas-
tereintrags laut 
ABuDIS 

betroffene Flur-
nummern 

Verfahrensschritt in 
ABuDIS 

18800921 ehemaliges Beton-
werk 

837 Erhebung 

18800922 Bodenauffüllungen 
Gewerbegebiet 
Moos-, Petersbrun-
ner- und Münchner 
Straße 

834, 834/2, 837/1, 
837/3, 840, 840/1 
und 841 

Erhebung 
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18800854 Autohaus Mahag 841/27 Entlassung (nut-
zungsorientiert) 

18800903 Ölschaden Hausab-
bruch 

841/3 und 841/36 Entlassung (nut-
zungsorientiert) 

Die Unterlagen zum Bebauungsplan wurden durch die wasserwirtschaftliche Stellungnahme, 
datiert auf den 15.01.2025, ausführlich aus altlastentechnischer Sicht bewertet. 
 

Nach Sichtung der Unterlagen kann mitgeteilt werden, dass durch die geplanten Baumaß-
nahmen und die damit verbundene Sanierung in den Baufeldern, die mit Schadstoffen belas-
teten Auffüllungshorizonte weitestgehend vertikal und horizontal (mit Ausnahme einiger rand-
licher Flächen) ausgebaut werden.  
Ein dedizierter Sanierungsplan zur Maßnahme wurde nicht vorgelegt.  

Um den Sanierungserfolg nachzuweisen, bitten wir um Begleitung der Erdbau- und Sanie-
rungsmaßnahmen durch einen Sachverständigen nach § 18 BBodSchG. 
Dieser hat beim Erreichen der Unterkante der Baugrubensohle eine repräsentative Anzahl 
an Beweissicherungsproben (Sohlproben) für die einzelnen Baufelder auszuführen und die 
Ergebnisse mittels eines Abschlussberichtes zu bewerten / darzulegen.  
Für möglicherweise verbleibende Restbelastungen ist eine gutachterliche Gefährdungsab-
schätzung durchzuführen (flurstücksscharf) und zu beurteilen, inwieweit für die im Altlasten-
kataster hinterlegten Flurstücke hinsichtlich des Wirkungspfads Boden-Grundwasser weiter-
führende Maßnahmen (Sanierungs-, Schutz- und Beschränkungsmaßnahmen) erforderlich 
sind oder ob eine Entlassung nach Ausführung des Projektes möglich erscheint. 

Außerdem bitten wir um Durchführung des in den Unterlagen (vgl. u.a. Bericht wawi Wech-
selwirkungen mit dem Leutstettener Moos - Unterpunkt 3.2.4) beschriebenen Grundwasser-
Monitorings (Ergebnisse fließen in die gutachterliche Gefährdungsabschätzung / Abschluss-
bericht ein) in leicht abgeänderter Form: 
An zwei Grundwassermessstellen im Anstrom (GWM4/STA466 und GWM7/STA468) und 
weiteren Messstellen im Abstrom GWM1/STA739 und GWM8/STA469 (abweichender Vor-
schlag des WWAs, um die Teilbereiche östlich und westlich der Petersbrunner Straße besser 
erfassen zu können) sowie die durch den Gutachter vorgeschlagene neu zu errichtende 
GWM 12 sollen Grundwasserprobennahmen ausgeführt werden. Auch die GWM2/STA465 
und GWM5Ersatz sollen beprobt werden. Mit den vorgeschlagenen Parametern und dem Un-
tersuchungszeitraum (vor, während und nach Bauabschluss) besteht Einverständnis. 

Im hydraulisch wirksamen Bereich der in Teil A (Planzeichnung mit Legende) mit Planzei-
chen 7.1 festgesetzten Versickerungsbereiche dürfen keine Auffüllungen oder Restbelastun-
gen im anstehenden Boden vorhanden sein. 
Eine Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser im Bereich der schädlichen Bo-
denveränderungen oder Altlast ist demnach nicht zulässig. Gesammeltes Niederschlagswas-
ser muss in verunreinigungsfreien Bereichen außerhalb der Auffüllung versickert werden. Al-
ternativ ist ein Bodenaustausch bis zum nachweislich verunreinigungsfreien, sickerfähigen 
Horizont vorzunehmen. Wir bitten hierfür ebenfalls um Beweissicherungsproben. 

Schließlich bitten wir die sonstigen im Bauumgriff befindlichen und nicht mehr benötigten 
(z.B. für das Monitoring) Grundwassermessstellen vor der Baumaßnahme fachgerecht zu-
rückzubauen, um einen Verfall bzw. einer Beschädigung der Aufschlüsse und somit einem 
möglichen Eintrag von Belastungen vorzubeugen. Der Rückbau sollte mit dem Fachbereich 
W am WWA WM abgestimmt werden. 

 

Niederschlagswasser: 

Der Bauleitplanung muss eine Erschließungskonzeption zugrunde liegen, nach der das an-
fallende Niederschlagswasser schadlos beseitigt werden kann.  

Nach vorliegenden Unterlagen ist die gedrosselte Ableitung von gesammelten Nieder-
schlagswasser aus dem Plangebiet in den öffentlichen Tagwasserkanal des Abwasserver-
bandes Starnberger See (kurz AV-STA) geplant. Sollte ein Notüberlauf zugelassen werden 
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(Abklärung mit dem AV-STA), ist sicherzustellen, dass die Drosseleinrichtung dauerhaft funk-
tioniert, bzw. der Ausfall der Drosseleinrichtung registriert wird (z.B. über eine offene Ablei-
tung). Nach der Anlage 6 ist eine Druckleitung geplant. Damit dürfte die Drosselmenge über 
die Pumpleistung limitiert werden und ein Pumpenausfall durch einen entsprechenden Alarm 
erfolgen. 

Da nach der geltenden Entwässerungssatzung lediglich Niederschlagswasser in den Tag-
wasserkanal eingeleitet werden darf, ist sicherzustellen, dass die Entwässerungsanlagen ge-
genüber etwaig anstehendem Grundwasser dauerhaft druckwasserdicht auszuführen sind 
(vgl. Festsetzungsempfehlungen unter „Grundwasser“ dieser Stellungnahme). 

Auch wenn durch die Zustimmung des Kanalnetzbetreibers zum Anschluss an den Regen-
wasserkanal und den Nachweis ausreichender Retentionsräume die Erschließung dahinge-
hend gesichert ist, empfehlen wir die (detaillierte) Entwässerungsplanung zeitnah zu beauf-
tragen.  

Die für den erforderlichen Retentionsraum erforderlichen Flächen sollten bereits im Zuge der 
Bebauungsplanung ermittelt und dargestellt werden (vermutlich im schraffierten Bereich – 
3.4 gem. Planzeichnung Teil A). Die geplanten begrünten Flachdächer, entsprechend model-
lierte Freiräume und durchlässigen Befestigungen haben hierbei einen positiven Einfluss 
bzw. bilden wichtige Stellschrauben (über Abflussbeiwerte bzw. Retentionsvolumen). Der 
Überflutungsnachweis sollte daher zusammen mit der Entwässerungsplanung durchgeführt 
und integraler Bestandteil der Planung werden (Nutzung multifunktionaler Flächen).  

Die Festsetzung von Dachterrassen und insbesondere Dachbegrünungen werden in diesem 
Zusammenhang ausdrücklich begrüßt. Unter Festsetzung 5.1 hat sich offensichtlich ein Re-
daktioneller Fehler eingeschlichen. Ferner empfehlen wir begrünte Flachdächer auch für Ne-
benanlagen. 

Vorschlag zur Änderung des Plans:  

Festsetzung der Flächen, die für die Versickerung, Ableitung bzw. Retention von Nieder-
schlagswasser erforderlich sind (entsprechend der Erschließungskonzeption).  

Vorschlag für Festsetzungen 

„Bei Stellplätzen, Zufahrten und Zugängen sind für die Oberflächenbefestigung und 
deren Tragschichten nur Materialien mit einem Abflussbeiwert kleiner oder gleich 0,7 
zu verwenden, wie z.B. Pflasterung mit mind. 30 % Fugenanteil, wasser- und luft-
durchlässige Betonsteine, Rasengittersteine, Rasenschotter, wassergebundene De-
cke.“ 

„Flachdächer (0 Grad-15 Grad) sind - ausgenommen Flächen für technische Dach-
aufbauten - bei einer Substratschicht von mindestens 10 cm geeignet zu bepflanzen 
und so zu unterhalten. Ausnahmen für Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie kön-
nen zugelassen werden.“ 

Vorschlag für Hinweise zum Plan:  

„Aufgrund hoher Grundwasserstände im Plangebiet sind unterirdische Versickerungs-
anlagen nicht zulässig.“  

„Es wird empfohlen gesammeltes Niederschlagswasser als Brauchwasser (Toiletten-
spülung und Bewässerung von Grünanlagen) zu nutzen.“ 

 




